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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3293/09
von Nils Lundgren (IND/DEM)
an die Kommission

Betrifft: Millionenschwere EU-Kampagne soll Ratifizierung des Vertrags von Lissabon sicherstellen

Informationen der irischen Zeitung Irish Times (vom 14. März 2009) zufolge wird die Europäische 
Kommission sich im Vorfeld der diesjährigen Volksabstimmung zum Vertrag von Lissabon in Irland für 
die Ja-Seite engagieren. Wenn diese Angaben den Tatsachen entsprechen, ergeben sich mehrere 
wichtige Fragen.

1. Wird die Kommission wirklich eine sachliche und ausgewogene Information der irischen Wähler 
anstreben?

2. Wird die Kommission beispielsweise diejenigen, die bei der ersten Volksabstimmung für den 
Vertrag gestimmt haben, darüber informieren, dass der Vertrag von Lissabon Irland zu einer 
militärischen Aufrüstung zwingen wird, die auf die Schaffung einer Militärunion abzielt?

3. Wird die Kommission diejenigen, die bei der ersten Volksabstimmung für den Vertrag gestimmt 
haben, darüber informieren, dass ihnen jetzt Arbeitslosigkeit und Steuererhöhungen 
bevorstehen, da die Einführung des Euro über viele Jahre eine schlechte Führung der irischen 
Wirtschaft ermöglicht hat?

4. Wird überhaupt darüber informiert werden, dass diejenigen, die beim letzten Mal für den Vertrag 
gestimmt haben, dies auf falscher Grundlage getan haben?

5. Wie begründet die Kommission, dass sie sich überhaupt in einer nationalen Volksabstimmung 
engagiert? Ist die Kommission der Ansicht, dass es ihr künftig freisteht, Finanzmittel einzusetzen, 
um Änderungen auch in anderen nationalen Stellungnahmen zu EU-Fragen in der gesamten 
Europäischen Union herbeizuführen?

6. Könnte sich die Kommission vorstellen, Finanzmittel bereitzustellen, um die öffentliche Meinung 
in Deutschland oder Frankreich in die richtige Richtung zu wenden?


